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-es gilt das gesprochene Wort- 
 

 

 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Schulze Hessing, sehr geehrter Herr Nießing und Herr 

Kuhlmann, sehr geehrte Damen und Herren des Rates und der Verwaltung, liebe Bürgerinnen 

und Bürger der Stadt Borken! 

Der Haushaltsentwurf 2026, den wir heute beraten, steht unter besonderen Vorzeichen und 

der Vorbericht benennt diese mit bemerkenswerter Klarheit: 

Die Stadt Borken ist handlungsfähig – aber diese Handlungsfähigkeit wird zunehmend 

fragil. 

Viele kennen den Begriff der Hoftorbilanz aus der Landwirtschaft. Sie zeigt, was in einen Hof 

hineingeht und was ihn verlässt – und ob am Ende ein Überschuss oder ein Defizit bleibt. 

Übertragen auf unsere Stadt bedeutet das: Es rollen mehr Euro aus dem Rathaustor hinaus, 

als hineinkommen. Rund 4,5 Millionen Euro beträgt der Fehlbetrag. Wir geben also mehr 

aus, als wir einnehmen. Und das ist kein Ausrutscher, sondern Ausdruck einer schleichenden 

strukturellen Entwicklung. Diese müssen wir ernst nehmen. 

Haushaltsausgleich 

Der Vorbericht zeigt unmissverständlich: Der Haushaltsausgleich 2026 wird nicht aus 

laufenden Erträgen erreicht, sondern durch den Rückgriff auf Rücklagen. Zugegebenermaßen 

schlummern in den Schatzkammern der Kämmerei noch etliche zig Millionen Euro. Doch 

diese Rücklagen sind kein dauerhaftes Finanzierungsinstrument. Sie sind eine Reserve für 

Ausnahmesituationen – nicht für den Regelbetrieb einer Kommune. 

Ist also schlecht gewirtschaftet worden?  Es gibt – wie so oft – nicht nur die eine Antwort. 

Viele Ausgaben sind gebunden: Pflichtaufgaben, Personal, Soziales usw.  Sie lassen sich nicht 

beliebig reduzieren. Hinzu kommt das sogenannte Konnexitätsprinzip – oder vielmehr dessen 

Aushöhlung: Aufgaben werden der Stadt von Dritten, der EU, dem Staat oder dem Land NRW 

an die Kommunen übertragen, ohne dass für eine ausreichende Finanzierung gesorgt wird. 

Auch Borken spürt diese strukturelle Schieflage. 



Aber wir stehen im Vergleich mit anderen Städten noch gut da. Die Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit betragen über 41 Mio. Euro. Andere Kommunen in Nordrhein-Westfalen 

verhängen Haushaltssperren, wobei jede einzelne Ausgabe auf den Prüfstand kommt. 

Pflichtaufgaben geraten unter Druck, Investitionen bleiben aus. Dort gerät die kommunale 

Selbstverwaltung in Gefahr. 

So weit sind wir in Borken (noch) nicht. Und das ist eine gute Nachricht. 

Freiwilligen Leistungen - Ausdruck kommunaler Stärke 

Die freiwilligen Leistungen unserer Kommune bewegen sich seit Jahren im Vergleich mit 

vielen anderen Städten unserer Größe auf einem hohen Niveau. Für das Jahr 2026 wendet 

die Stadt ca. 6 Millionen Euro für freiwilligen Leistungen auf, um u.a. in Bildung, Infrastruktur, 

Klimaschutz oder sozialen Angeboten investieren. Hiervon profitieren auch unmittelbar 

Vereine und Projekte aus der Bürgerschaft.  

Diese finanziellen Spielräume verdanken wir insbesondere einer starken Gewerbesteuer. 

2025 lagen die Einnahmen mit 39 Millionen Euro deutlich über den Erwartungen. Auch für 

2026 wird ein sehr gutes Ergebnis prognostiziert. Das verschafft uns Luft. 

Citius, Altius, Fortius? 

Aber Vorsicht: Das Motto des IOC – „Citius, Altius, Fortius“ („schneller, höher, stärker“) – 

steht für Leistungssteigerung und permanente Weiterentwicklung. Gilt dieses Motto auch für 

uns?  

Eine starke Abhängigkeit von konjunkturabhängigen Steuereinnahmen – insbesondere der 

Gewerbesteuer – macht die Finanzlage anfällig für wirtschaftliche Schwankungen. Es drängt 

sich die eine kritische Frage auf: Haben wir hier die Grenzen der starken Steuerkraft erreicht?  

Der Kämmerer formuliert es deutlich: Bei einem Einbruch der Konjunktur würden sich 

Finanzströme und Aufwendungen auf mehreren Ebenen massiv verändern. 

In einer Haushaltsrede kann das aktuelle globalpolitische Knäuel nicht entwirrt werden. Die 

Weltlage ist instabil. Kriege, Handelskonflikte, geopolitische Spannungen – all das wirkt bis in 

unsere lokale Wirtschaft hinein. Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine vor vier Jahren 

erfüllt die Kriterien einer Zeitenwende. Nichts ist mehr so, wie es war. 



Trotz dieses historischen Bruchs mit all den bekannten Folgen beschreibt die IHK Nord 

Westfalen und die Kreishandwerkerschaft in ihrem Wirtschaftsbericht die Lage im Kreis 

Borken als angespannt, sehen die Region im Vergleich zu vielen anderen Teilen Deutschlands 

jedoch weiterhin solide aufgestellt.  

Gerade deshalb brauchen wir Maß und Mitte bei den Ratsentscheidungen. Keine Euphorie – 

aber auch keinen Alarmismus. 

Ich möchte in meiner Haushaltsrede noch folgende Punkte ansprechen: 

Wohnen in Borken 

Die Bevölkerung wird nach einer PESTEL-Analyse bis 2070 um 10 Prozent stärker schrumpfen 

als bisher angenommen. Gleichzeitig steigt der Anteil älterer Menschen deutlich. Das führt zu 

mehr Bedarf an kleinen, barrierefreien Wohnungen. Genau hier besteht Handlungsbedarf in 

Borken. Es fehlt ein kommunales Konzept für bezahlbaren Wohnraum insbesondere für 

Alleinstehende. Dies ist sozialpolitisch geboten und städtebaulich sinnvoll. 

Parkhaus in der Brinkstraße  

Der Bau eines zusätzlichen, städtisch mitfinanzierten Parkhauses in der Innenstadt ist weder 

verkehrs- noch städtebaulich sinnvoll. Die Begründung mit dem geplanten „Dritten Ort“ 

reicht als Grundlage für eine kostenintensive Baumaßnahme nicht aus. Die Brinkstraße ist 

bereits heute stark belastet.  

Um es zugespitzt zu sagen: Selbst ein Houdini würde die daraus entstehenden 

Verkehrsprobleme nicht einfach verschwinden lassen. 

Gedenkstätte im Brinkerhof  

Die ehemalige Synagogenfläche im Brinkquartier ist ein zentraler Ort unserer 

Stadtgeschichte. Die ernsthafte und anspruchsvolle Beratung unseres Antrags zur 

Bürgerbeteiligung im Rat im Dezember stimmt zuversichtlich. Sie lässt hoffen, dass die 

Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt in absehbarer Zeit aktiv in die Entscheidung über die 

Gestaltung einer Gedenkstätte auf der ehemaligen Synagogenfläche im Brinkquartier 

einbezogen werden. Dabei wird auch die inzwischen in ersten Ansätzen bekannt gewordene 

Dokumentation der LWL-Archäologie eine wichtige Rolle spielen. 

 



Jugendrat 

Heute beraten wir zudem über die Einführung eines Jugendrates. Wir werben ausdrücklich 

dafür, diesen Antrag zunächst in die zuständigen Ausschüsse zu überweisen. Eine 

Entscheidung „aus dem Bauch heraus“ wird dem Anspruch auf ernsthafte Jugendbeteiligung 

nicht gerecht. 

Wir haben bereits das Gespräch mit jungen Menschen gesucht, die Erfahrungen in 

Jugendräten gesammelt haben. Dieser Austausch war wertvoll. Nehmen auch Sie sich diese 

Zeit, bevor Sie entscheiden. 

Fazit 

Der Haushalt 2026 zeigt: Wir sind handlungsfähig – aber nicht grenzenlos. 

Unsere Aufgabe ist es, Prioritäten zu setzen, Investitionen sorgfältig zu prüfen und ehrlich zu 

benennen, was dauerhaft leistbar ist. Der vorliegende Entwurf ist tragfähig. Er ermöglicht 

Handlungsfähigkeit und Gestaltung, ohne die Risiken auszublenden.  

Die SPD-Fraktion dem Haushaltsentwurf 2026 und damit der Haushaltssatzung zu. 

 


